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Steinkohlebergbau unter dem Rhein und den Niederterrassen des Rheins sowie Schaffung weiterer Überflutungsflächen und Verschärfung der Hochwassergefahr durch die mit dem Kohleabbau einhergehenden Bergsenkungen

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir, die „Nachbarschaftsinitiative Gerhard-van-Clev-Straße“, sind ein Zusammenschluss von Anwohnern des Stadtteils Annaberg in Rheinberg, die sich im Zusammenhang mit dem geplanten Kohleabbau unter den Niederterrassen des Rheins durch das Bergwerk West (sowie den bereits genehmigten Abbau unter dem Rhein und den Deichen durch das Bergwerk Walsum) erhebliche Sorgen um ihre Sicherheit und ihr Eigentum machen. Wir berufen uns auf Art. 17 GG und wenden uns an Sie, weil wir befürchten, dass der Rahmenbetriebsplan des Bergwerks West wider jeglicher Vernunft von der Bezirksregierung Arnsberg genehmigt wird.

Das Bergwerk West der Deutschen Steinkohle AG hat einen Rahmenbetriebsplan für den untertägigen Abbau von ca. 60 Mio. t Steinkohle für den Zeitraum vom 01.01.2002 bis 31.12.2019 beantragt. Die Kohle soll im Bruchbau unter teils dicht besiedelten Wohngebieten, wie Annaberg, Alpsray, Niersenbruch/Saalhoff und Kamp-Lintfort abgebaut werden, wobei Bergsenkungen von bis zu 7,5 m prognostiziert werden. Dadurch werden ganze Stadtteile unter Rheinniveau abgesenkt. Der von vielen Bürgern besiedelte Annaberg, zur Zeit aufgrund der Höhenlage noch Rettungsinsel für die Rheinberger Bevölkerung im Falle eines Hochwassers, wird erstmalig hochwassergefährdet sein.

Wir Annaberger haben bewusst unsere Grundstücke in gefährdungsfreiem Gebiet erworben, wie es die vom Land herausgegebene „Hochwasserfibel“ empfiehlt. Zumal für uns nicht vorstellbar war, dass mit staatlichen Mitteln nun die Hochwassergefahr hier durch Absenkung von bis zu 5,5 Metern erhöht werden soll. 

Etwa 6.000 Bürger und juristische Personen haben fristgerecht schriftliche Einwendungen gegen die Genehmigung des Rahmenbetriebsplans des Bergwerks West eingereicht. Darüber hinaus waren wir an allen Verhandlungstagen des Erörterungstermins in Kamp-Lintfort anwesend und haben auch dort unsere berechtigten Sorgen und Bedenken vorgebracht.

Auch wenn die Verhandlungsleitung immer wieder auf ihre Neutralität hingewiesen hat, ließen diverse Reaktionen und Verhaltensweisen doch Zweifel daran aufkommen. Die DSK hat durch ein Aufgebot an Anwälten und Fachleuten ihre Allmacht präsentiert und den Einwendern immer wieder unmissverständlich klar gemacht, dass sie aufgrund des – in unseren Augen „antiquierten“, nicht mehr mit den realen Begebenheiten in Einklang zu bringenden – Bergrechts ein Recht auf Genehmigung des Rahmenbetriebsplanes hat und keinerlei Rücksicht auf eine zunehmende Gefährdung der Bevölkerung zu nehmen hat. Unterstrichen wird diese Arroganz der DSK durch die Aussage des Chefmarkscheiders Dr. Emanuel Grün: „Der Bergbau darf keine Rücksicht auf Politik und Bürger nehmen.“
Unsere im Grundgesetz verankerten Rechte, und zwar Art. 2 (2) Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit, Art. 13 (1) Unverletzlichkeit der Wohnung und Art. 14 (1) Schutz des Eigentums, sind jedoch in der juristischen Hierarchie dem Bundesberggesetz übergeordnet und dürfen nicht im Kern verletzt werden. 

Das geplante Abbauvorhaben ist entgegen des Art. 20a GG als gemeinschädlich einzustufen, da durch die mit dem Kohleabbau einhergehenden Absenkungen ganze Stadtteile (z.B. Annaberg) erstmalig einer Hochwassergefahr ausgesetzt werden. Die natürlichen Lebensgrundlagen der Bewohner werden hier konkret gefährdet. Laut „Aktionsplan Hochwasser“ der Internationalen Kommission zum Schutze des Rheins dürfen die Schadenspotenziale entlang des Rheins jedoch nicht weiter erhöht werden, sie sind vielmehr bis 2005 um 10 %, bis 2020 um 25 % zu verringern. Der Bergbau unter den Niederterrassen des Rheins würde hier diesem, mit hohen EU-Subventionen geförderten Ziel entgegen wirken.

Hinzu kommt die konkrete Gefahr, die vom Bergwerk Walsum auf die Rheinberger Bevölkerung ausgeht. Der jetzige Zustand der Rheindeiche insgesamt ist unbefriedigend, 70 Deichkilometer sind noch sanierungsbedürftig. In Rheinberg wurde z. T. ungeeignetes Material (Bergematerial) für den Deichbau verwendet, was die Gefahr eines Deichbruchs aufgrund der Untergrabung durch das Bergwerk Walsum stark erhöht.

Selbst bei umgehender Sanierung aller Deiche ist der deutsche Standard bereits überholt. In den Niederlanden sind Deiche bereits für Überströmungsgeschwindigkeiten von 18.000 m³/Sek. ausgelegt, während der deutsche Standard 1977 bei 14.400 m³/Sek. festgelegt wurde. Eine Überprüfung dieses Standards ist von grundlegender Bedeutung, da davon ausgegangen werden muss, dass sich das Ausmaß der Hochwässer im Zuge der Klimaveränderungen weiter verschärft.

Die Rheindeiche sind hinsichtlich der Überströmungssicherheit etwa für ein 500-jährliches Ereignis bemessen. Tritt ein Hochwasserereignis mit einer selteneren Eintrittswahrscheinlichkeit (>HQ500) ein, so werden die Deiche zwangsläufig überströmt. Es besteht also eine konkrete Gefahr, nicht eine abstrakte Risikobetrachtung, wie dies von einigen Behörden (u.a. der Bezirksregierung Arnsberg) häufig dargestellt wird. Diese konkrete Gefahr darf nicht durch weitere Bergsenkungen am Niederrhein sowie das Absenken der Rheindeiche erhöht werden.

Auch wenn man Szenarien wie den Super-GAU (d.h. einen Deichbruch durch Hochwasser) außer Acht lässt, so entsteht schon bei Starkregenereignissen, wie sie von namhaften Klimaforschern – z.B. Prof. Dr. Latif vom Max-Planck-Institut in Hamburg – für die kommenden Jahre mit zunehmender Wahrscheinlichkeit vorhergesagt werden, ein erhebliches Gefährdungspotenzial für die Bevölkerung. Durch die Wannenbildung aufgrund der Bergsenkungen ist ein natürlicher Wasserabfluss nicht mehr möglich. Durch Abhängigkeit von – ohne den Bergbau unnötigen – Grundwasserpumpen, gibt man die Verantwortung für heutiges Handeln entgegen aller Prinzipien der Nachhaltigkeit, an nachfolgende Generationen weiter, was dem Inhalt des Art. 20a GG widerspricht. Aus den bestehenden und neu entstehenden Bergsenkungspoldern müssten jährlich – alleine linksrheinisch – 70 - 100 Mio. m³ Grundwasser abgepumpt und über die Rheindeiche gehoben werden. Ein Starkregenereignis mit gleichzeitigem Stromausfall ist lt. Angaben der LINEG nicht mehr beherrschbar und hätte katastrophale Folgen.
Durch die Größe des Polders sind bei einem Versagen des Hochwasserschutzes schon heute etwa 350.000 Personen potenziell gefährdet. Der Katastrophenschutz des Kreises Wesel wäre jedoch eigenen Angaben zufolge nicht in der Lage, die Menschen schnell genug zu retten, da zum einen keine hinreichenden Vorkehrungen (Katastrophenschutzpläne) getroffen sind, zum anderen mit Überflutungshöhen von über 14 m zu rechnen wäre. Darüber hinaus werden aktuelle NN-Angaben von der DSK sowie den zuständigen Behörden wissentlich zurückgehalten, so dass vielen Personen das Hochwasserrisiko nicht bewusst ist und diese keine Eigenvorsorge für Notfälle treffen können.
Die Angst der niederrheinischen Bevölkerung vor einer  Hochwasserkatastrophe wie an der Elbe im August 2002 ist sehr groß. Was viele Bürger jedoch nicht wissen, ist die Tatsache, dass der Rhein bei Hochwasser verglichen mit der Elbe im August 2002 die 5-fache Menge an Wasser führt. Ein Hochwasserereignis am Rhein oder ein terroristischer Anschlag auf die Rheindeiche hätte hier ungleich höhere katastrophale menschliche und auch volkswirtschaftliche Folgen, (siehe „Hochwasserfibel“ des MURL) da die betroffene Fläche schon jetzt bei  80 – 100 % liegt. Der volkswirtschaftliche Schaden im Falle eines Hochwassers wäre gigantisch (auf 100 Mrd. EUR geschätzt) und würde den Schaden durch das Elbehochwasser um ein Vielfaches übersteigen.
Wir sind der Meinung, dass staatliche Subventionen für den Bergbau übergeordneten Interessen wie dem Hochwasserschutz nicht entgegenstehen dürfen. Die Sicherheit der Bevölkerung muss Vorrang vor allen anderen Belangen haben.

Bergbau darf nicht länger losgelöst von der Hochwasserproblematik betrachtet werden. Der Bergbau unter dem Rhein und unter den Niederterrassen des Rheins ist gemeinschädlich, da das Leben Tausender Menschen gefährdet ist.
Wir bitten den Petitionsausschuss, die oben genannte Problematik mit allen Konsequenzen zu reflektieren und auf die Entscheidungsträger einzuwirken, damit die begründeten Sorgen und Befürchtungen der Bürger berücksichtigt werden und die Genehmigung des Rahmenbetriebsplanes versagt wird.

Im Hinblick auf den wider jeglicher Vernunft im Jahr 2002 genehmigten Rahmenbetriebsplan des Bergwerks Walsum und die dadurch möglich gewordene Steinkohlenförderung unter dem Rhein und seinen Banndeichen, die die Sicherheit der Bevölkerung am Niederrhein gefährdet, gehen wir mit unserem Anliegen noch einen Schritt weiter, da die Bevölkerung am linken Niederrhein in doppelter Hinsicht betroffen ist (1. Kohleabbau unter dem Rhein und den Deichen, dadurch Absenken/Instabilität/Rissbildung der Deiche plus 2. „Tieferlegen“ des linken Niederrheins).

Es wird immer deutlicher, dass der Steinkohlenbergbau am Niederrhein, anders als in anderen Bergbaurevieren, nicht länger im Konsens mit der Bevölkerung möglich ist. Wir erinnern nur an die große Zahl von Einwendungen (Walsum: ca. 13.000 / West: ca. 6.000). Hinzu kommt, dass die DSK aufgrund der Rücknahme der Fördermengen ohnehin mindestens 2 Bergwerke zeitnah schließen muss.

Wir sind daher der Auffassung, dass die Politik Einfluss auf die Auswahl der von der DSK stillzulegenden Bergwerke nehmen muss. Bei der Entscheidung ist die Hochwassergefahr unbedingt zu berücksichtigen. Da die Bergwerke Walsum und West das Gefährdungspotenzial in erheblichem Umfang erhöhen und weitere Überflutungsflächen schaffen, die Hochwassergefahr also verschärfen, sind diese beiden Bergwerke bei zukünftigen Zechenschließungen mit höchster Priorität zu berücksichtigen. Ein unverzüglicher Förderstopp des Bergwerks Walsum sowie das Versagen der Genehmigung des Rahmenbetriebsplanes Bergwerk West ist aus Gründen der Gefahrenminimierung für die niederrheinische Bevölkerung unerlässlich.

Wir legen Ihnen die von uns (in Rheinberg) gegen den Rahmenbetriebsplan 2002 – 2019 des Bergwerks West und die damit einhergehende Verschärfung der Hochwassergefahr gesammelten 1.044 Unterschriften bei.

Mit freundlichen Grüßen

Nachbarschaftsinitiative Gerhard-van-Clev-Straße

i.V. Ralf Anuschewski





i.V. Prof. Dr. Karlheinz Tooten
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